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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Bundesrat beschloss, das 1990 revidierte Bürgerrechtsgesetz auf den 1.1.1992 in
Kraft zu setzen. Die meisten Kantone befassten sich deshalb mit der Anpassung ihrer
kantonalen Gesetze. Widerstände zeigten sich nur im Thurgau, wo die SD wegen der
Bestimmungen über das Doppelbürgerrecht das Referendum einreichten. Auf
Bundesebene stimmte eine Kommission des Nationalrats einer parlamentarischen
Initiative Ducret (cvp, GE) zu, welche eine Halbierung der für die ordentliche
Einbürgerung verlangten Wohnsitzdauer von zwölf Jahren verlangt. Beide Kammern des
Parlaments überwiesen zudem eine Motion Portmann (cvp, GR), welche den rund
200'000 in der Schweiz aufgewachsenen Ausländern ein erleichtertes
Einbürgerungsverfahren gewähren will. 1

MOTION
DATUM: 12.12.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Kommission und gegen die Opposition von
Giger (fdp, SG) und Steffen (sd, ZH) einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
für eine Erleichterung der Einbürgerung zu. Der Vorstoss verlangt eine Halbierung der
für die ordentliche Einbürgerung geforderten minimalen Wohnsitzdauer von 12 Jahren.
Diese bestehende Anforderung ist im europäischen Vergleich ausserordentlich streng,
nur gerade Deutschland und Österreich kennen mit zehn Jahren annähernd so hohe
Barrieren. Ob mit dieser angestrebten Gesetzesänderung die Einbürgerung für die
vielen jungen Ausländer, welche einen guten Teil ihrer Jugend in der Schweiz verbracht
haben, attraktiver gemacht werden kann, ist allerdings fraglich. Da bereits heute die
Wohnsitzjahre zwischen dem 10. und dem 20. Altersjahr doppelt angerechnet werden,
stellt diese Vorschrift für die meisten von ihnen keinen Hinderungsgrund dar. Eine
Erleichterung trat aber für die in der Schweiz wohnenden italienischen Staatsbürger in
Kraft, indem Italien das Verbot der doppelten Staatsbürgerschaft ebenfalls aufgehoben
hat. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.1992
HANS HIRTER

Nachdem der Nationalrat im Vorjahr der parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
für eine Halbierung der für die Einbürgerung geforderten minimalen Wohnsitzpflicht
Folge gegeben hatte, arbeitete eine Kommission einen konkreten Vorschlag aus. Sie
schlug vor, die erforderliche Wohnsitzdauer für die ordentliche Einbürgerung von 12
auf 6 Jahre (wovon 3 während der letzten 5 Jahre vor der Gesuchseinreichung) zu
halbieren. Dabei sollen aber die zwischen dem 10. und 20. Altersjahr in der Schweiz
verbrachten Jahre nicht mehr wie heute doppelt angerechnet werden. Eine bürgerliche
Minderheit in der Kommission beantragte hingegen eine Verkürzung auf 8 Jahre unter
Beibehaltung der doppelten Anrechnung der Jugendjahre. Die Fristen bei den
verschiedenen Formen der erleichterten Einbürgerung möchte die Kommission nicht
generell verkürzen, sondern nur für Kinder mit einem schweizerischen Elternteil. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.1993
HANS HIRTER

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Stellungnahme zur parlamentarischen Initiative
Ducret (cvp, GE) vom negativen Ausgang der Volksabstimmung vom 12. Juni über die
erleichterte Einbürgerung beeindruckt. Er sprach sich mit dieser Begründung gegen die
von Ducret angestrebte Halbierung der für die ordentliche Einbürgerung erforderlichen
Wohnsitzdauer auf sechs Jahre aus. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat Ducret (cvp, GE) für eine Harmonisierung
der Einbürgerungskriterien (namentlich der Vorschriften über Wohnsitzdauer und
Gebühren) der Kantone und Gemeinden. 5

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
HANS HIRTER
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Der Nationalrat nahm die Behandlung der parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
aus dem Jahr 1992 wieder auf. Die Beratung war unterbrochen worden, um das
Ergebnis der Volksabstimmung über die erleichterte Einbürgerung Jugendlicher
abzuwarten. Nachdem diese Vorlage im Juni 1994 am Ständemehr gescheitert war,
hatte der Bundesrat beantragt, den Vorschlag von Ducret, die Frist für die ordentliche
Einbürgerung von 12 auf 6 Jahre zu verkürzen, nicht weiter zu verfolgen. Die
nationalrätliche Kommission, welche den Antrag Ducret ursprünglich unterstützt hatte,
sprach sich nun nur noch für eine Verkürzung auf 8 Jahre aus. Für Jugendliche soll die
heute geforderte Mindestwohndauer bei 6 Jahren bleiben. Gegen den Widerstand der
SVP, der FP und der SD – letztere drohten mit einem Referendum – beschloss der Rat
Eintreten und stimmte der beantragten Verkürzung auf 8 Jahre mit 86:63 zu. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1995
HANS HIRTER

Der Ständerat sprach sich mit 21 zu 13 Stimmen gegen die vom Nationalrat im Vorjahr
im Rahmen der Behandlung einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
beschlossene Verkürzung der Frist für die reguläre Einbürgerung von 12 auf 8 Jahre
aus. Als Hauptargument wurde der negative Ausgang der Volksabstimmung über die
erleichterte Einbürgerung im Jahr 1994 ins Feld geführt. Ebenfalls keine Mehrheit
erreichte ein Kompromissvorschlag des Sozialdemokraten Aeby (FR), welcher den
Kantonen erlauben wollte, die Frist auf minimal acht Jahre zu verkürzen. Vor der
Behandlung des Geschäfts in der kleinen Kammer hatten die Schweizer Demokraten mit
dem Referendum gedroht. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.1996
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am besten stehen die Realisierungschancen für die Forderung nach einer Revision der
Verfassungsvorschrift, welche verlangt, dass nicht zwei amtierende Mitglieder der
Landesregierung aus dem selben Kanton stammen dürfen. In Form von
parlamentarischen Initiativen verlangten die LdU/EVP-Fraktion, sowie die Nationalräte
Ruf (sd, BE) (93.410) und Wanner (fdp, SO) (93.403), dass maximal zwei Bundesräte aus
dem gleichen Kanton kommen dürfen; der Genfer Ducret (cvp) postulierte gar die
Streichung des Verfassungsartikels.

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats kam zum Schluss, dass dieses
Problem sofort gelöst werden sollte. Um das Verfahren abzukürzen, formulierte sie im
Einklang mit den erwähnten Initianten eine eigene parlamentarische Initiative mit dem
Antrag, den entsprechenden Verfassungsartikel 96, Absatz 1, Alinea 2 BV ersatzlos zu
streichen. In der Begründung zu ihrer Forderung führte sie aus, dass die im letzten
Jahrhundert wichtigen Konfliktlinien zwischen den Kantonen, namentlich zwischen den
katholischen einerseits und den drei grossen protestantischen (Zürich, Bern und
Waadt) andererseits, weitgehend verschwunden seien. Zudem könne davon
ausgegangen werden, dass die Bundesversammlung als Wahlbehörde von sich aus dafür
sorgen werde, dass es nicht zu einer massiven und dauerhaften Übervertretung
einzelner Kantone kommen werde. Die Erfahrung bei der Berücksichtigung der
verschiedenen Sprachregionen mache deutlich, dass es dazu keiner geschriebener
Vorschriften bedürfe. Im Ständerat hatte Schiesser (fdp, GL) mit einer
parlamentarischen Initiative ebenfalls die Streichung der Kantonsklausel verlangt
(93.407). Der Rat gab dieser Initiative mit relativ knappem Mehr Folge, allerdings mit
dem Vorbehalt, dass dieser Entscheid nur bedeute, dass die Frage von der
Staatspolitischen Kommission im Rahmen der Regierungsreform überprüft werden
soll. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.10.1993
HANS HIRTER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Drei Vorstösse bürgerlicher Parlamentarier und Vertreter des
Hauseigentümerverbandes zielten in der Sommersession auf eine Deregulierung im
Mietwesen ab. Zwei parlamentarische Initiativen Hegetschweiler (fdp, ZH) (92.445 /
93.429) von 1992 und 1993 verlangten in Form ausgearbeiteter Entwürfe Änderungen
des erst 1990 in Kraft getretenen revidierten Mietrechts. Dieses habe die Stellung des
Vermieters verschlechtert und halte private Investoren vom Wohnungsbau ab.
Insbesondere forderte der Initiant die Abschwächung von Mietrechtsnormen in den
Bereichen Anfechtbarkeit der Anfangsmiete, Kündigung und ihre Erstreckung,
vorzeitige Rückgabe des Mietobjektes, Mietzinsdepot, Mängelbehebung und Erneuerung
des Mietobjektes, Untermiete und Eigenbedarf. Mit der zweiten, ergänzenden Initiative
forderte der Initiant eine klare Regelung des Mietzinsvorbehalts. Danach müsste jeder
Vermieter das Recht haben, nach zweijähriger Frist eine Erhöhungsmöglichkeit der
Mieten auch ohne Vorbehalt geltend machen zu können. Eine parlamentarische
Initiative Ducret (cvp, GE) (93.421) von 1993 forderte ausserdem, den durch die
geltenden Bestimmungen möglichen Widerspruch, dass der von einer zuständigen
Verwaltungsbehörde bestimmte Mietzins von einer richterlichen Instanz als
missbräuchlich erklärt werden könne, mit einer Änderung im Mietrecht zu verhindern.
Die vorberatende Rechtskommission des Nationalrates beschloss, den drei Initiativen
Folge zu geben, da sich das neue Mietrecht tätsächlich in verschiedenen Punkten nicht
bewährt habe und äusserst kompliziert und unüberschaubar sei. Der Nationalrat folgte
der Empfehlung seiner Kommission gegen den Widerstand der SP und der GP mit 94 zu
73 bzw. mit 105 zu 64 Stimmen. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.1994
EVA MÜLLER

1994 hatte der Nationalrat gegen den Widerstand von SP und Grünen drei
parlamentarischen Initiativen Folge gegeben, die auf eine Deregulierung im Mietwesen
abzielen. Die zwei Initiativen Hegetschweiler (fdp, ZH) (92.445 / 93.429) verlangen im
Sinne einer Liberalisierung des Mietrechts eine Revision von 19 Artikeln des
Obligationenrechts. Die Initiative Ducret (cvp, GE) (93.421) will verhindern, dass
Mietzinse, die durch kantonale Behörden aufgrund kantonalen Rechts festgelegt
werden, vor dem Zivilrichter als missbräuchlich angefochten werden können. Die
Kommission für Rechtsfragen, die beauftragt worden war, eine Vorlage auszuarbeiten,
wartete noch die in der ersten Hälfte des Berichtsjahrs erfolgte ständerätliche
Überweisung der Motion Baumberger zur Marktmiete (92.3576) und die
Verordnungsänderung des Bundesrates zur VMWG ab, die für die Initiativen von
Bedeutung sind. Im Anschluss daran setzte sie eine Subkommission ein, die
Gesetzesentwürfe im Sinne der Initiativen ausarbeiten wird. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Im letzten Jahr hatte die Rechtskommission (RK) des Nationalrates eine Subkommission
eingesetzt, die Gesetzesentwürfe im Sinne von zwei parlamentarischen Initiativen
Hegetschweiler (fdp, ZH) (92.445 / 93.429) und einer Initiative Ducret (cvp, GE) (93.421)
ausarbeiten sollte. Alle drei zielten auf eine Deregulierung des Mietrechts ab. Die
Subkommission und danach die RK konnten sich aber nur in wenigen der insgesamt 34
Änderungsanträge auf Beschlüsse einigen, die der ursprünglichen Stossrichtung der
Initiativen entsprachen, nicht zuletzt wegen dem konsequenten Widerstand von
Mieterseite. Auf Antrag der RK schrieb der Nationalrat die drei parlamentarischen
Initiativen deshalb ab. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.1997
EVA MÜLLER
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Bodenrecht

Bereits nächstes Jahr dürften die Räte jedoch Gelegenheit haben, die Materie wieder
aufzunehmen. Noch vor Ende des Jahres gelangte nämlich Nationalrat Ducret (cvp, GE)
in einem Schreiben mit der Forderung an den Bundesrat, dem Parlament den Beschluss
über die Verkürzung der Sperrfrist von sich aus noch einmal vorzulegen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Umstritten bleibt auch die Auslegung des betreffenden Bundesbeschlusses. Die nach
einem Urteil des Bundesgerichtes in dieser Angelegenheit eingereichten Motionen der
Nationalratskommission (Mo 90.055) und V. Spoerrys (fdp, ZH) (Mo 90.517) sowie eine
ähnlich gerichtete Motion Ducret (cvp, GE) (Mo 90.517)  wurden vom Nationalrat mit
deutlicher Mehrheit überwiesen. 13

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Nachdem die im Rahmen von «Eurolex» (92.057-48) geplante Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex
Friedrich») durch die Ablehnung des EWR-Vertrages am 6. Dezember 1992 obsolet
geworden war, häuften sich die Vorstösse hinsichtlich einer Revision bzw. Aufhebung
des Gesetzes. Nach der Überweisung einer Motion Vollmer (sp, BE) über
Ersatzvorkehrungen zur Ablösung der «Lex Friedrich», welche auf Antrag des
Bundesrats und mit dem Einverständnis des Motionärs als Postulat überwiesen wurde,
und dem Rückzug einer ähnlichen Motion der sozialdemokratischen Fraktion (92.3117),
hatte sich der Nationalrat am letzten Tag der Herbstsession noch mit vier Motionen –
von Ducret (cvp, GE) (93.3170), Fischer (fdp, AG) (93.3297), Fischer (cvp, LU) (93.3331)
und Comby (fdp, VS) (93.3212) – zu befassen, welche mittels Teilrevisionen eine
Lockerung der bestehenden Gesetzgebung anstrebten. Da alle Motionen von Keller (sd,
BL) bekämpft wurden und dem Rat zudem die Antworten des Bundesrates, der sich
bereit erklärt hatte, die Vorstösse in drei Fällen als Motionen und in einem als Postulat
entgegenzunehmen, nicht vorlagen, wurde die Diskussion verschoben. Die Schweizer
Demokraten warfen die Thematik der «Lex Friedrich» zudem in mehreren Anfragen an
den Bundesrat auf, wobei Stalder (sd, BE) gar indirekt mit dem Referendum gegen eine
liberalisierte Gesetzgebung über den Immobilienerwerb von Ausländern drohte
(93.5257). 14

MOTION
DATUM: 13.12.1993
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Anschluss an die Behandlung einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE),
welche kürzere Fristen für die Einbürgerung von Ausländern verlangt, forderte eine
Minderheit der Staatspolitischen Kommission unter Angéline Fankhauser (sp, BL) eine
Gesetzesgrundlage zur Förderung der Integration der Ausländer. Da Bundesrat Koller
für die kommenden Monate einen Revisionsentwurf für das Ausländerrecht in Aussicht
stellte, der auch einen Integrationsartikel enthalten soll, wurde die Motion mit
Einverständnis der Autorin - und gegen den Widerstand der FP - in der Postulatsform
angenommen. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1995
MARIANNE BENTELI

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die vorberatende Kommission des Nationalrates sprach sich mit grosser Mehrheit für
Eintreten aus. In der Detailberatung versuchte dann aber ein rechtsbürgerliches
Quartett – Arbeitgeberdirektor Allenspach (fdp, ZH), Rechtsprofessorin Sandoz (lp, VD),
Wirtschaftsanwalt Ducret (cvp, GE) und Maximilian Reimann (svp, AG) — das Gesetz in
fast allen Artikeln abzuschwächen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1993
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 1991, S. 396 f.; AB SR, 1991, S. 1094; NZZ, 24.4.91 und 6.5.91; SGT, 9.9.91 und 12.12.91; Verhandl. B. vers., V, 1991, S. 30
2) AB NR,1992, S. 190 ff.; Bund, 9.1 1.92; CdT, 28.7.92; JdG, 6.4.92
3) BBl, 1993, III, S. 1388 ff.
4) BBl, 1995, I, S. 493 ff.
5) AB NR, 1995, S. 1606 f.; Presse vom 5.10.95.
6) AB NR, 1995, S. 2076 ff.
7) AB SR, 1996, S. 1135 ff.; NZZ, 19.2.96.
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8) Amtl. Bull. StR, 1993, S. 731 ff.; BBl, 1993, IV, S. 554 ff.; Verhandl. B. vers., 1993, II/III, S. 35 (LdU, Wanner), 36 (Ruf) resp. 37
(Ducret).
9) AB NR, 1994, S. 881 f.; AB NR, 1994, S. 883 ff.; AB NR, 1994, S. 885 ff.; AB NR, 1994, S. 937 ff.; Presse vom 21.5., 7.6. und
10.6.94.
10) AB NR, 1996, S. 2382 ff.
11) AB NR, 1997, S. 2512 ff.
12) Bund, 24.12.91.
13)  SPJ 1990, S. 172.; AB NR, 1991, S. 163f. ; AB NR, 1991, S. 164f. 
14) AB NR, 1993, S. 1953 f.; AB NR, 1993, S. 1954 ff.; AB NR, 1993, S. 1964 f.; AB NR, 1993, S. 2339 f.; AB NR, 1993, S. 975 f.; AB
NR, 1993, S. 981
15) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 2090 f. Siehe dazu auch die Ausführungen des BR, a.a.O., S. 2703.15
16) NZZ, 17.4. und 24.6.93; SoZ, 21.11.93; Presse vom 24.12.93.
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